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Vorschlag eines Beschlusses des Assoziationsrates EWG-Malta zur Abweichung 
vom Begriff „Ursprungserzeugnisse“ für Empfangsgeräte der Nummer 85.15 


des Brüsseler Zolltarifsdiemas 


DER ASSOZIATIONSRAT — 

gestützt auf das am 5. Dezember 1970 in La Valet- 
ta Unterzeichnete Abkommen zur Gründung einer 
Assoziation zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und der Republik Malta, 

gestützt auf das am 4. März 1976 in Brüssel Unter- 
zeichnete Protokoll über die Festlegung einiger 
Bestimmungen zum Abkommen zur Gründung einer 
Assoziation zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und der Republik Malta, insbesondere 
auf Artikel 25 des Protokolls über die Begriffsbe- 
stimmung von Ursprungszeugnissen und die Metho- 
den der Zusammenarbeit der Verwaltungen (nach- 
stehend „UrsprungsprotokolP' genannt), das dem 
genannten Protokoll als Anhang beigefügt und Be- 
standteil des Abkommens ist, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

In einer dem am 4. März 1976 in Brüssel Unter- 
zeichneten Protokoll über die Festlegung einiger 
Bestimmungen zum Abkommen EWG-Malta als 
Anlage beigefügten Erklärung hat die Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft zur Anwendung von Arti- 
kel 25 des genannten Ursprungsprotokolls ihre Be- 
reitschaft dargelegt, die Anträge Maltas auf Abwei- 
chungen von dem genannten Ursprungsprotokoll für 
feine Backwaren der Nummer 19.08, Stickereien der 
Nummer 58.10 und Radioapparate der Nummer 85.15, 
die bereits aus Malta in die Gemeinschaft eingeführt 
sind, zu prüfen. Diese Prüfung wurde im Hinblick 


1 darauf vorgenommen, das Inkrafttreten der Abwei- 
I chungen zum gleichen Zeitpunkt eintreten zu lassen 
j wie das Protokoll zur Festlegung einiger Bestimmun- 
1 gen zum Abkommen. Die Prüfung hat ergeben, daß 
I für feine Backwaren der Nummer 19.08 und Sticke- 
I reien der Nummer 58.10 im Augenblick keine Abwei- 
chung nötig ist, da die in Malta hergestellten Waren 
die Begriffsbestimmung von Ursprungserzeugnissen, 
die im genannten Ursprungsprotokoll vorgesehen 
ist, erfüllen. Hingegen empfiehlt es sich, eine Abwei- 
chung von dieser Begriffsbestimmung für Radioappa- 
rate der Nummer 85.15 vorzusehen — 

I BESCHLIESST: 

I A r t i k e 1 1 

I Abweichung von den besonderen Bestimmungen 
I über den Prozentsatz von 3 v. FI. des Wertes von 
I Transistoren ohne Ursprungseigenschaft, der in der 
dem Ursprungsprotokoll als Anhang beigefügten 
Liste A für die Nummer 85.15 des Brüsseler Zoll- 
tarifschemas vorgesehen ist, gelten die in Malta 
hergestellten Empfangsgeräte dieser Nummer als 
Ursprungswaren Maltas, sofern die übrigen Voraus- 
setzungen für diese Nummer erfüllt sind, 
i 

Artikel 2 

Dieser Beschluß tritt am 1. Juni 1976 in Kraft. 

Er ist bis zum 30. Juni 1977 anwendbar. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 21. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 21. April 1976 - 14 ■- 680 70 - E ~Zo 57/76: 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 7. April 1976 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu den genannten 
Kommissionsvorschlägen ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Anwendung des Beschlusses 
des Assoziationsrates EWG-Malta zur Abweichung vom Begriff 
„Ursprungserzeugnisse“ für Empfangsgeräte der Nummer 85.15 
des Brüsseler Zolltarifschemas 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe; 

Ein Abkommen zwischen der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft und der Republik Malta wurde 
am 5. Dezember 1970 unterzeichnet^) und ist am 
1. April 1971 in Kraft getreten. 

Ein Protokoll zur Festlegung einiger Bestimmun- 
gen des Abkommens zur Gründung einer Assozia- 
tion zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und der Republik Malta wurde am 4. März 
1976 in Brüssel unterzeichnet und tritt am 1. Juni 
1976 in Kraft 2), 

Im Rahmen von Artikel 25 des dem genannten 
Protokoll als Anhang beigefügten Protokolls über 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinsdiaften Nr. L 61 
vom 14, März 1971, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom^ . . S. . . . 


die Begriffsbestimmung von Ursprungserzeugnissen 
und die Methoden der Zusammenarbeit der Verwal- 
tungen, das Bestandteil dieses Abkommens ist, hat 
der Assoziationsrat den Beschluß Nr. . . ./76 über 
die Begriffsbestimmung von Ursprungswaren für 
Empfangsgeräte der Nummer 85.15 des Brüsseler 
Zolltarifschemas gefaßt. 

Es empfiehlt sich, diesen Beschluß in der Gemein- 
schaft in Anwendung zu bringen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


i A r t i k e 1 1 

Zur Durchführung des Abkommens zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Repu- 
' blik Malta findet der Beschluß Nr. . . ./76 des Asso- 
I ziationsrates, der im Anhang zu dieser Verordnung 
j aufgeführt ist, Anwendung in der Gemeinschaft. 

! 

i 

i Artikel 2 

I 

: Diese Verordnung tritt am ... in Kraft. 

! Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Begründung 

In einer Erklärung, die dem in Brüssel am 4. März 
1976 Unterzeichneten Protokoll zur Festlegung eini- 
ger Bestimmungen zum Abkommen EWG-Malta als 
Anhang beigefügt ist, hat die Gemeinschaft ihre 
Bereitsdiaft dargelegt, zur Anwendung von Arti- 
kel 25 des Ursprungsprotokolls gewisse Abweichun- 
gen von den Ursprungsregeln zu prüfen, um mög- 
licherweise ein gleichzeitiges Inkrafttreten dieser 
Abweichungen mit dem oben genannten Protokoll 
zu ermöglichen. 

Der Assoziationsrat kann die Abweichungen erst 
vom Tage des Inkrafttreten des „Anpassungsproto- 
kolls'' ab angleichen, da erst im Ursprungsprotokoll 
zum „Anpassungsprotokoll" die Befugnis des Asso- 
ziationsrates zu einem Beschluß auf diesem Gebiete 
geschaffen wird. Es empfiehlt sich daher, das Inkraft- 


i treten des Beschlusses des Assoziationsrates über 
eine Abweichung von den Ursprungsregeln zu die- 
sem Zeitpunkt vorzusehen und schon jetzt dem Rat 
einen Vorschlag für eine Verordnung zu übermitteln, 
um den genannten Beschluß in möglichst kurzer Zeit 
in der Gemeinschaft in Kraft zu setzen. 

Dies ist Gegenstand des vorliegenden Entwurfes für 
einen Beschluß des Assoziationsrates EWG-Malta 
und den Vorschlag einer Verordnung des Rates. 

Dieser Entwurf sieht eine Abweichung für Empfangs- 
geräte der Nummer 85.15 vor. Abweichungen für 
andere in der genannten Erklärung aufgeführten 
Waren haben sich nicht als notwendig erwiesen, da 
eine von der Kommission durchgeführte Untersu- 
chung ergab, daß diese weiteren Waren im Rahmen 
der bestehenden Ursprungsregeln die Ursprungs- 
eigenschaft erlangen. 
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